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Zwangslizenzierung von Patenten 
Im Jahr 2023 legte die Kommission sechs Gesetzgebungsinitiativen im Zusammenhang mit Patenten vor, mit 
denen Unternehmen, insbesondere KMU, dabei unterstützt werden sollen, ihre Erfindungen und neuen 
Technologien bestmöglich zu nutzen und zur Wettbewerbsfähigkeit und technologischen Souveränität der EU 
beizutragen. Im März soll das Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung zu einer dieser Initiative n 
annehmen, einer neuen Verordnung über Zwangslizenzierung von Patenten für das Krisenmanagement. 

Hintergrund 
Eine Zwangslizenz bietet Dritten die Möglichkeit, ein Patent unter bestimmten Bedingungen ohne die 
Zustimmung des Rechteinhabers zu nutzen. Derzeit gibt es keine EU-weiten Vorschriften für 
Zwangslizenzierung, auch nicht bezüglich des europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung, und die 
nationalen Vorschriften und Verfahren unterscheiden sich jeweils von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat. In 
ihrem 2020 veröffentlichten Aktionsplan für geistiges Eigentum unterstrich die Kommission „die 
Notwendigkeit, dafür Sorge zu tragen, dass wirksame Systeme für die Vergabe von Zwangslizenzen 
vorhanden sind“. Nachdem die Kommission die Schaffung eines Notfallkoordinierungsmechanismus für die 
Zwangslizenzierung geprüft hatte, beschloss sie, in ihr Arbeitsprogramm 2023 einen Vorschlag für klare 
Regeln für die Zwangslizenzierung von Patenten aufzunehmen. 

Vorschlag der Kommission 
Laut dem Vorschlag könnte die Kommission Lizenzen für nationale, europäische und einheitliche Patente 
erteilen, wenn ein Krisen- oder Notfallmodus greift oder ausgerufen wurde. Dies würde auch für 
Gebrauchsmuster und ergänzende Schutzzertifikate gelten. Ziel ist es, ein effizientes System für 
Zwangslizenzen für das Krisenmanagement zu schaffen und sicherzustellen, dass kritische Produkte und 
Komponenten in Krisenzeiten rasch diejenigen erreichen, die sie brauchen. 

Der Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Der Berichterstatter des Rechtsausschusses, Adrián Vázquez Lázara (Renew, Spanien), hat am 16. Oktober 
2023 seinen Entwurf eines Berichts vorgelegt, zu dem 98 Änderungsanträge eingereicht wurden. Der 
Bericht wurde am 13. Februar 2024 angenommen und enthält eine Reihe wichtiger Änderungen. Freiwillige 
Vereinbarungen hätten beispielsweise Priorität vor Zwangslizenzen, und die Parteien hätten vier Wochen 
Zeit, um eine Einigung zu erzielen. Der Lizenznehmer wäre für jegliche Haftung oder Gewährleistung im 
Zusammenhang mit der Herstellung oder dem Vertrieb des Produkts verantwortlich, und der 
Rechteinhaber würde nicht für das Produkt haften. Die Kommission müsste die Stellungnahme des 
Beratungsgremiums „weitestmöglich“ berücksichtigen und eine Entscheidung, dieser Stellungnahme nicht 
zu folgen, stets begründen. Die Regel, nach der die Kommission von der Ermittlung aller Rechteinhaber 
absehen kann, wenn dies das Verfahren verzögern würde, würde gestrichen, die Kommission müsste also 
alle Rechteinhaber ermitteln. Der Rechteinhaber würde für den Einsatz einer Zwangslizenz innerhalb eines 
mit der Kommission vereinbarten vorab festgelegten Zeitrahmens eine Entschädigung erhalten. Die 
Obergrenze für die Entschädigung (höchstens 4 % der gesamten Bruttoeinnahmen, die der Lizenznehmer 
durch die einschlägigen Tätigkeiten erzielt) würde grundsätzlich gestrichen, auch wenn sie unter 
bestimmten Bedingungen für Zwangslizenzen für Patente im Zusammenhang mit der Herstellung von 
Arzneimitteln zur Ausfuhr in Länder mit Problemen im Bereich der öffentlichen Gesundheit, im Falle eines 
nationalen Notstands, in anderen Fällen äußerster Dringlichkeit oder bei öffentlicher nichtgewerblicher 
Verwendung weiterhin gelten würde. Die Kommission könnte Rechteinhaber zur Offenlegung von 
Geschäftsgeheimnissen und Know-how zwingen, wenn diese unbedingt erforderlich wären, um den Zweck 
der Zwangslizenz zu erfüllen, und die Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen würde mit einer Vergütung 
einhergehen. 
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Bericht für die erste Lesung: 2023/0129 (COD) 
Federführender Ausschuss: JURI; Berichterstatter: Adrián 
Vázquez Lázara (Renew, Spanien). Weitere Informationen 
finden Sie im Briefing des Wissenschaftlichen Dienstes zu 
laufenden Legislativverfahren der EU. 
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